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Geographische Informationssysteme als Herausforderung 
für die Planung auf örtlicher und überörtlicher Ebene 

Georg Schreiber, Eisenstadt 

Vorbemerkung 

Vor 30 Jahren wurde die Raumplanungsstelle 
in der Landesamtsdirektion beim Amt der Bur­
gen ländischen Landesregierung eingerichtet. 
Landeshauptmann Bögl führte in seiner Regie­
rungserklärung am 1 2 .  6 .  1 994 u.a. aus: 

„ Um den künftigen Auswirkungen der kom­
menden Integration gewachsen zu sein, sind wir 
als verantwortliche Funktionäre des Landes ver­
pflichtet, jetzt schon alles vorzukehren, um den 
kommenden Aufgaben gerecht zu werden. Wir 
müssen uns daher auch dazu durchringen, im 
Lande selbst eine Koordinierungsstelle zu 
schaffen, die für die wirtschaftliche und räum­
liche Entwicklung vorsorgt. Hier könnte eine 
Landesplanungs-Raumordnungsstelle das ge­
eignete Instrument für das notwendige Zusam­
menwirken aller Kräfte sein. " 

Die Vision der europäischen Integration und 
d ie Zusammenarbeit m it unseren östlichen 
Nachbarländern und deren Integration im Sinne 
grenzüberschreitender Aktivitäten ist heute Rea­
lität. 

Für die Steuerung der wirtschaftl ichen, kul­
turellen und sozialen Entwicklung im Burgenland 
wurden bereits M itte der 50er Jahre d ie ersten 
Grundlagen geschaffen: der 1 956 ins Leben ge­
rufene „Verein zur Förderung der Burgen­
ländischen Wirtschaft" befaßte sich mit umfas­
senden Forschungen, in denen Fragen der 
Raumplanung immer stärker in den Vordergrund 
traten. In seinem Auftrag wurden Vorschläge für 
ein „Entwicklungsprogramm Burgenland" aus­
gearbeitet und 1 968 veröffentlicht. I n  weiterer 
Folge war dieses Konzept d ie wesentliche 
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Grundlage für verschiedene E inzelentscheidun­
gen und nicht zuletzt für d ie Wahrnehmung bur­
genländischer I nteressen im Schoße der Öster­
reichischen Raumordnungskonferenz. Es war 
aber auch die Grundlage für Festlegungen im 
Rahmen der örtl ichen Raumplanung, sodaß es 
auf der Grundlage des 1 969 beschlossenen 
Raumplanungsgesetzes gelungen ist, bereits 
Mitte der 70er Jahre für sämtliche burgen­
ländische Gemeinden zumindest vereinfachte 
Flächenwidmungspläne zur Verfügung zu ha­
ben. Bei allen Mängeln im Detail legten sie den 
status quo fest und trugen dazu bei, extensive 
Siedlungserweiterungen oder die Zerstörung 
wertvoller Landschaftsteile h intanzuhalten. 

Rückblick 

Raumforschung und die Beschaffung von 
Grundlagendaten erfolgte in diesen frühen Jah­
ren auf konventionelle Art. Aufgrund einer 
groben Überschau und eines durch die Politik 
vorgegebenen Leitbi ldes wurden zielgerichtet 
Daten erfaßt, analysiert und bewertet und in der 
Folge als Begründung für entsprechende Ent­
wicklungsvorstel lungen verwendet. 

Für die Flächenwidmungsplanung wurden die 
vorhandenen Katasterpläne (im Burgenland mit 
verhältn ismäßig großer Plangenauigkeit, weil 
relativ jüngeren Datums) auf den Maßstab 
1 :5000 verkleinert ,  Geländeformen und sonstige 
Hinweise auf die Naturausstattung mußten al­
lerdings in der Regel vernachläßigt werden. Trotz 
langer Tradition von „Regul ierungsplänen" in 
Österreich wurden im Burgenland bis Anfang der 
80er Jahre nur vereinzelt Bebauungspläne er-
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lassen. Diese wurden meist ebenfalls auf der 
Grundlage des Katasterplanes oder im Zuge von 
Baulandumlegungen bereits auf der Grund lage 
von geodätischen Tei lungsplänen bearbeitet. 

Bereits am 1 2. 6. 1 980 hat der Unterausschuß 
„Realisierung" der Österreichischen Raum­
ordnungskonferenz (ÖROK) über Antrag des 
Österreich ischen Städtebundes auf „Koordina­
tion zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
auf dem Gebiet der Herstel lung von Planungs­
grundlagen und Vermessungsarbeiten" eine ei­
gene Arbeitsgruppe „ Plangrundlagen" mit dem 
Auftrag eingesetzt, diesbezügliche Vorschläge 
im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Eich­
und Vermessungswesen und aufgrund der Er­
fahrungen in den einzelnen Bundesländern zu 
erarbeiten. H intergrund für diese In itiative war 
die U mbildung des Grundsteuerkatasters in 
einen Grenzkataster, der auch als Grundlage für 
die ört l iche Raumplanung optimal geeignet sein 
sollte. Der Forderung des Städtebundes gemäß 
sollten die damals wie heute auch vielfach noch 
übl ichen Verkleinerungen auf den Maßstab 
1 :5000 ausreichend gut lesbar sein, weiters 
sollten bewilligte Bauvorhaben in Kooperation 
m it Ländern und Gemeinden ehestmöglich im 
Katasterplan nachgetragen werden. lang­
fristiges Ziel war eine österreich ische Grund­
karte 1 : 5000. 

Diese Arbeitsgruppe der ÖROK befaßte sich 
in den Jahren 1 982 bis 1 985 intensiv mit diesem 
Themenkomplex. In der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre rückten dann in Zusammenhang mit dem 
Aufbau bzw. der Fortführung von Raum-· 
ordnungskatastern in einzelnen Bundesländern 
EDV-unterstützte Informationsinstrumente als 
Vorläufer Geographischer Informationssysteme 
immer stärker in den Vordergrund. Ausgehend 
von der EDV-gerechten Erfassung und Bearbei­
tung statistischen Materials wurden vorerst 
hauptsächlich natur- und umweltbezogene Da­
ten erfaßt und in ein geographisches Lage­
system eingefügt. 

Anforderungen der Raumordnung an Geo­
graphische Informationssysteme 

Das Interesse der Raumordnung an derartigen 
flächenbezogenen Informationssystemen war 
augenscheinl ich, die Mitwirkung an diesbezüg­
lichen Fachgesprächen selbstverständlich. I n  
einer Zusammenfassung aus dem Jahre 1 987 
betont Jeschke (Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung) : 
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„Die komplexe Aufgabenstellung der Raum­
ordnung und die Verpfl ichtungen nach der 
Raumordnungsgesetzgebung läßt jene Verwen­
dungsschwerpunkte für räuml iche bzw. geogra­
phische Informationssysteme umschreiben, die 
sich unmittelbar aus der Praxis der Raum­
ordnung ergeben: Ein Raumordnungskataster 
als Geographisches Informationssystem sollte 
so aufgebaut sein ,  daß er von der Aussage­
dichte und Genauigkeit her sowohl überörtl ichen 
als auch örtlichen Raumordnungsfragen (auf­
sichtsbehördliche Genehmigungsklausel) dienen 
kann.  Das System soll Raumforschungser­
gebnisse und Grundlagendaten für die Auf­
stel lung von Raumordnungsplänen und Fach­
plänen bzw. deren Koordin ierung liefern. 

Das Geographische Informationssystem soll 
weiters durch eine geeignete Datenbasis Hil­
festel lung bei der Ermittlung von Belastbarkeits­
grenzen und Tragbarkeitsberechnungen liefern. 

Ein Geographisches Informationssystem sol lte 
durch die Verwaltung und Führung wichtiger 
Datensätze eine angemessene Rechtssicherheit 
bei der Aufstel lung, Abänderung von über­
örtlichen Raumordnungsprogramm\3n bzw. bei 
der Genehmigung der örtlichE;m Raum­
ordnungspläne gewährleisten helfen. 

Im Geographischen Informationssystem muß 
darüber hinaus die Möglichkeit einer Verknüp­
fung ausgewählter sozioökonomischer Daten für 
ein geschlossenes Informationssystem der 
Raumordnung und Landesplanung vorgesehen 
sein . " 

Am 4. 7. 1 990 beschloß die Österreichische 
Raumordnungskonferenz eine Empfehlung zur 
Führung Geographischer I nformationssysteme. 
In der Präambel hiezu heißt es u .a . :  

„Zur Erfül lung der Aufgaben der Raum­
ordnung sind umfassende und aktuelle I nfor­
mationen in sachlicher und räumlicher H insicht 
erforderl ich, die aufgabenspezifisch verknüpfbar 
sein müssen. Die meisten Raumordnungsge­
setze der Länder enthalten daher die Ver­
pflichtung zur Grundlagenforschung und viel­
fach auch zur Führung eines Raumordnungs­
katasters. Ebenso enthalten Bundesgesetze Auf­
träge, Informationen in Katastern zu führen und 
laufend evident zu halten, z.B. im Wasserwirt­
schaftskataster, im Wildbach- und Lawinen­
kataster oder im Grenzkataster. 

Solange die in diesen Informationssystemen 
geführten Datensammlungen (Statistiken, Pläne, 
Karten, Urkunden) in konventioneller Form 
(analog) geführt werden ,  besteht ein begrenzter 
Abstimmungsbedarf zwischen diesen Sy-
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stemen. Da sich heute in nahezu al len Bundes­
und Landesdienststel len sowie an den Un iver­
sitäten EDV-gestützte räumliche Informations­
systeme (Geographische Systeme G IS) in ver­
schiedenen Stadien des Aufbaues befinden, 
können immer mehr ortsbezogene Daten und In­
formationen mit Hi lfe der EDV erfaßt, ge­
speichert, bearbeitet und dargestellt werden .  
Dies erhöht d ie  Nutzungs- und Verknüp­
fungsmöglichkeiten, erfordert aber auch die Ab­
stimmung bei Inhalt und Form der Aufnahme, 
Speicherung und Abgabe von Informationen 
sowie Fragen des Datenschutzes . . . .  " 

Anliegen der Österreichischen Raumord­
nungskonferenz war es ,  mit  dieser Empfehlung 
zur notwendigen Abstimmung, zur Vermeidung 
von Doppelarbeiten, zur Verminderung des Be­
darfes an finanziel len M itteln, zur schrittweisen 
Weiterentwicklung der I nformationssysteme und 
zur leichteren Verknüpfung der I nformations­
inhalte der verschiedenen Systeme beizutragen. 

Neben Anforderungen an d ie Einrichtung, die 
Führung und Verwendbarkeit derartiger Systeme 
wurden Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
der Raumordnungskataster der Länder formu­
liert .  Demgemäß soll bei der Weiterentwicklung 
der Raumordnungskataster zu Geographischen 
Informationssystemen auf den Informationsbe­
darf der Fachdienststellen Bedacht genommen 
werden und die Verwendung als Arbeitsun­
terlage für die örtliche und überörtliche Planung 
sowie als Arbeitsunterlage für die Sachbereichs­
bzw. fachl ichen Einzelplanungen in Betracht ge­
zogen werden. 

Dabei wurde nicht verkannt, daß es er­
forderlich sein wird ,  d ie Raumordnungsgesetze 
und die Raumordnungskataster der Länder den 
geänderten Erfordernissen anzupassen und 
auch im Hinblick auf digitale Flächenwidmungs­
und Bebauungspläne entsprechende Plan­
zeichen zu entwickeln. Eine verstärkte Zusam­
menarbeit zwischen den Vermessungsdienst­
stellen des Bundes, den für die Raumordnung 
zuständigen Ländern und den Zivi l ingenieuren 
für Vermessungswesen sowie eine intensive Be­
ratung und Unterstützung der Gemeinden wurde 
als vordringl ich erkannt. 

Parallel zu den Beratungen auf ÖROK-Ebene 
und in Fortführung der ÖROK-Empfehlung be­
faßte sich eine Arbeitsgruppe der Länder-EDV­
Expertenkonferenz speziell mit dem Thema 
„Geographische Informationssysteme" , um die 
Erfahrungen bei der Anwendung von Geogra­
phischen Informationssystemen z .B.  in Kärnten, 
Salzbug, Steiermark oder Tirol zusammen­
zufassen und den übrigen interessierten Anwen-
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dern weiterzugeben. Zu diesen Beratungen 
wurden fallweise auch Vertreter der Bundes­
ingenieurkammer zugezogen. So wurde in einer 
Stellungnahme vom 1 7  .9. 1 991 u.a. auch auf die 
Kostenfrage in Zusammenhang m it den unter­
schiedl ichen Anforderungen an ein geogra­
phisches Informationssystem hingewiesen und 
die Mögl ichkeiten aufgezeigt, die sich durch die 
Dig italisierung der Katastralmappe und die 
Verknüpfung mit andern geographischen Daten­
beständen für d ie Ausarbeitung von Flächen­
widmungsplänen bieten. 

Die Bundesfachgruppe Vermessungswesen 
der Bundesingenieurkammer hat schließlich im 
Jahre 1 992 in einer sehr informativen Broschüre 
den Weg zum kommunalen Informationssystem 
aufgezeigt und im Vorwort darauf hingewiesen, 
daß in allen Aufgabenbereichen der öffentlichen 
Hand das Sammeln, Verwalten und Evident­
halten umweltbezogener dig italer Daten, d ie in 
ein dig itales Basiskartenwerk eingearbeitet wer­
den, an Bedeutung gewinnt. Ein besonderes An­
l iegen ist d ie Weiterentwicklung des Geogra­
phischen Informationssystems zu einem um­
fassenden kommunalen Informationssystem, 
das den speziellen Bedürfnissen und Gegeben­
heiten der Gemeinden und den dort auf­
tretenden Aufgaben Rechnung trägt. Aufgezeigt 
wird der modulare Aufbau eines derartigen 
kommunalen I nformationssystems (KIS) vom 
Basisplan über den Mehrzweckplan bis zum di­
g italen Flächenwidmungsplan. 

Die Herausforderung für die überörtliche und 
örtliche Raumplanung 

Einer Umfrage der Verbindungsstelle aus dem 
Jahre 1 993 ist zu entnehmen, daß zwar eine 
Reihe von Bundesländern auf EDV-gestützte 
geographische Informationssysteme zurück­
greifen kann, daß aber etwa ein Entwurf des Am­
tes der Tiroler Landesregierung für Planzeichen 
für d ig ital isierte Flächenwidmungspläne noch 
viele offene Fragen, insbesondere im Hinbl ick 
auf die angestrebte optimale Lesbarkeit, auf­
wirft. Probleme einer Vereinheitl ichung derartiger 
Planzeichen ergeben sich überdies aus den un­
terschiedlichen Raumordnungsgesetzen der 
Länder. 

Erfahrungen bei der praktischen Anwendung 
d igitaler Flächenwidmungspläne, etwa in der 
Steiermark, zeigen zumindest in der Anfangs­
phase der Umstel lung einen besonders hohen 
Aufwand für Einschulung des damit befaßten 
Fachpersonals und einen vielfach heute noch 
nicht abschätzbaren Aufwand für die Fortfüh­
rung/Änderung von Flächenwidmungsplänen. 
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Auf der Ebene der Bebauungsplanung scheint 
dagegen die Verknüpfung der digitalen Kata­
stermappe und im weiteren Sinne die Anwen­
dung des Mehrzweckkatasters im Sinne des 
kommunalen Informationssystems (siehe Bun­
desingenieurkammer) weiter fortgeschritten zu 
sein. Der meist d irekte Bezug zu weiterführender 
Projektplanung und dementsprechenden Ge­
nehmigungen dürfte „durchsichtiger" sein und 
dementsprechend zu einer breiteren Anwen­
dung auch seitens der Ziviltechnikerschaft und 
in Form von Datenverbünden geführt haben. 

Zusammenfassung und Ausblick 

Raumordnung und Raumplanung haben die 
Herausforderung durch die Geographischen In­
formationssysteme jedenfalls auf fachl icher 
Ebene angenommen. Die Verknüpfung der ein­
zelnen Datenbestände, deren Analyse und Ver­
wertung insbesondere für die Landes- oder Re­
g ionalplanung oder für die Erstellung regional­
wirtschaftlicher Konzepte ist ohne EDV-Unter­
stützung heute nicht mehr denkbar. Als ein präg­
nantes Beispiel für Raumforschung und die EDV­
gestützte Kartographie sei der ÖROK-Atlas zur 
räumlichen Entwicklung Österreichs erwähnt. 

Dagegen befindet sich die digitale Verarbei­
tung von Flächenwidmungsplänen wohl noch im 
Versuchsstadium, wenngleich auch auf dieser 
Ebene die Verwertung von Daten und Verknüp­
fung aus einem EDV-gestützten Raumordnungs­
kataster immer größere Bedeutung für eine qua­
litätsvolle Planung erreichen wird. Schließl ich 
wird es auch davon abhängen, in welchem 
Zeitraum die digitale Katastermappe und andere 
geographische oder sonstige räumliche Infor­
mationen (z.B .  Geländemodell usw.) als ge­
eignete Plangrundlagen für die örtl iche Raum­
planung zur Verfügung gestellt werden können. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung werden 
die Vorteile EDV-gerechter Plangrundlagen und 
deren Weiterverwendung etwa im Bauverfahren 
besonders deutlich. Es ist zu hoffen, daß die in­
haltlichen Aussagen zur Gestaltqualität unserer 
Siedlungen m it den bereits jetzt zur Verfügung 
stehenden technisch organisatorischen Ein­
richtungen Schritt halten können. 

Geographische Informationssysteme sind also 
heute und in Zukunft eine Herausforderung für 
alle jene, die sich m it der Gestaltung unseres 
Lebensraumes auf fachlicher oder politischer 
Ebene auseinanderzusetzen haben. 

Das Vermessungswesen am Weg nach Europa 

Friedrich Hrbek, Wien 

Wenn sich der Leiter des Österreichischen 
Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
m it diesem Thema auseinandersetzt, so kann er 
aus seiner sachlichen Zuständigkeit heraus wohl 
nur über den von der österreichischen Vermes­
sungsbehörde zu beschreitenden Weg Stellung 
nehmen. Seitenblicke zur Situation anderer ein­
schlägiger I nstitutionen stel len seine subjektive 
Meinung dar, seien ihm aber aus einer fünf­
unddreiß igjährigen Berufserfahrung in der na­
tionalen Vermessungsverwaltung und in den 
letzten Jahren zunehmend auch auf euro­
päischer Ebene gestattet. 

Der Erfolg eines staatlichen Verwaltungs­
systems - insbesondere auch der Vermes­
sungsverwaltung - liegt im Spannungsfeld zwi­
schen der Definition der gesetzl ichen Aufgaben 
und dem Grad ihrer Erfül lung . Die grundsätzl iche 
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Entwicklung der österreichischen Vermes­
sungsbehörde in diesem Bereich ist formal da­
durch gekennzeichnet, daß die frühere Art der 
amtsinternen, kompetenten Lösungsfindung 
durch eine auf die Bedürfnisse der Benützer des 
Systems mögl ichst Rücksicht nehmende - da­
mit von außen stark beeinflußte - Lösungsfin­
dung abgelöst worden ist und, daß die erar­
beiteten Lösungen nach entsprechenden Pi­
lotversuchen in möglichst exakt gesteuerten 
Projekten abgewickelt werden. 

Bei den ersten Kontakten zwischen den ein­
schlägig arbeitenden Generaldirektoraten der 
Kommission der Europäischen Union, den Lei­
tern der Vermessungsverwaltungen der Euro­
päischen Staaten und Leitern der Europäischen 
Vermessungsorganisationen im Frühjahr 1 994 
hat sich einmal mehr bestätigt, daß d ieses be-
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